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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1. Die Klage wird abgewiesen. 2. Auf die Widerklage wird die KlÃ¤gerin verurteilt,
der Beklagten einen Betrag in HÃ¶he von 48,57 Euro zu erstatten. 3. Die KlÃ¤gerin
trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens. 4. Der Streitwert wird auf 176.065,23 Euro
festgesetzt.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten im Erstattungsstreitverfahren Ã¼ber das Vorliegen eines
Arbeitsunfalles.

Die KlÃ¤gerin ist der zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger, die Beklagte der
zustÃ¤ndige KrankenversicherungstrÃ¤ger fÃ¼r die verunfallte Frau S. (im
Folgenden: Verletzte). Die 1939 geborene Verletzte wurde nach der Unfallanzeige
vom 9.5.2017 am 5.5.2017 auf dem Boden sitzend neben dem Sakramentsaltar in
der Pfarrkirche M. aufgefunden. Sie war bei Bewusstsein, schien jedoch ein wenig
verwirrt. Sie konnte nicht aufstehen, es wurde vorsorglich ein Rettungsdienst
benachrichtigt, der nach ca. 10 Minuten eintraf. Sie kam ins Krankenhaus und es
wurde ein SchÃ¤delbruch festgestellt und operativ versorgt.
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Die Ermittlungen der KlÃ¤gerin ergaben unter anderem, dass die Verletzte auf
Stundenbasis bei der Pfarreien-Gemeinschaft K. beschÃ¤ftigt war. Am Unfalltage sei
der Mesner im Urlaub gewesen. Neben der Verletzten hÃ¤tte ein Wischmopp
abgestanden, da sie wischen wollte. Es fanden sich weder eine Leiter noch ein Stuhl
in der NÃ¤he; beim Altar befindet sich eine Stufe. Die Verletzte hÃ¤tte nicht
geblutet. In der Verwaltungsakte der KlÃ¤gerin befinden sich auf den Seiten 66-69
Bilder der Unfallstelle.

In einem Bericht zur Unfalluntersuchung vom 4.7.2017 wurde Frau M1 (SekretÃ¤rin
der Pfarrgemeinde), die die Verletzte gefunden hatte, zum Sachverhalt befragt und
gab an, weil der Mesner im Urlaub gewesen war, sei die Verletzte am Unfalltag in
ihrer Funktion als Aushilfsmesnerin tÃ¤tig gewesen. Am Unfalltag gab es von 7:30
Uhr bis 8:00 Uhr eine Gebetsstunde. In dieser Gebetsstunde hÃ¤tte eine Sammlung
"Miteinander teilen" von Misereor stattgefunden. Frau M1 wollte von der Verletzten
wissen, wie hoch der gesammelte Geldbetrag gewesen sei, weil sie dies im
Pfarrbrief verÃ¶ffentlichen wollte. Den Pfarrbrief wollte sie am Vormittag des
Unfalltages noch drucken. Deshalb sei sie in die Pfarrkirche gegangen, um die
nÃ¶tigen Informationen von der Verletzten zu erhalten. In der Pfarrkirche fand sie
die Verletzte dann auf dem Boden sitzend rechts neben dem rechten Seitenaltar
vor. Die Brille der Verletzten sei auf ihrem Kopf gewesen. Links neben der
Verletzten lag ein Mopp vor dem rechten Seitenaltar. Die Verletzte konnte sich nicht
an irgendetwas vom Unfalltage bzw. vom Unfallgeschehen erinnern.

Mit Bescheid vom 21.9.2017 lehnte die KlÃ¤gerin die Anerkennung des Ereignisses
als Arbeitsunfall gegenÃ¼ber der Verletzten ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus,
die Verletzte sei am 5.5.2017 auf dem Boden liegend gefunden worden. Es sei
vermutet worden, dass sie als angestellte Mesnerin beim Putzen der Kirche
gestÃ¼rzt sei und sich dabei einen SchÃ¤delbruch zugezogen hÃ¤tte. An den
Hergang des Sturzes kÃ¶nne sich die Verletzte nicht mehr erinnern. Sie sei neben
dem Altar sitzend aufgefunden worden, ein Wischmopp hÃ¤tte neben ihr gelegen.
Besondere Betriebsgefahren wie Leitern oder Stufen seien nicht vorhanden
gewesen. Es hÃ¤tte nicht abschlieÃ�end geklÃ¤rt werden kÃ¶nnen, wie es zu der
Verletzung gekommen sei.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) mÃ¼sse die Verrichtung
der versicherten TÃ¤tigkeit den Unfall sowohl objektiv als auch rechtlich wesentlich
verursacht haben. Wenn nicht festzustellen sei, welches Geschehen dem Aufprall
unmittelbar vorausgegangen sei, welches also letztlich die Gefahr wÃ¤re, die zu
dem Sturz gefÃ¼hrt hatte (Ausrutschen, Stolpern, Schwindelanfall usw.), sei nicht
gesichert, dass sich durch den Sturz ein Risiko verwirklicht habe, das sich aus der
versicherten TÃ¤tigkeit ergeben wÃ¼rde. Entscheidend sei die konkrete
wahrnehmbare Verrichtung unmittelbar vor dem Unfallereignis. Wenn nicht
feststellbar sei, was zuletzt vor dem Sturz gemacht wurde, sei eine Arbeits-
unfallanerkennung nicht mÃ¶glich. Die KlÃ¤gerin verwies auf das Urteil des BSG
vom 17.12.2015 â�� B 2 U 8/14 R und des LSG Schleswig-Holstein vom 15.3.2017
â�� L 8 U 53/13.

Die GesamtumstÃ¤nde wÃ¼rden im vorliegenden Fall zwar dafÃ¼rsprechen, dass
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die Verletzte bei einer versicherten TÃ¤tigkeit (dem Wischen in der Kirche) zum
Sturz gekommen sei, jedoch kÃ¶nne nicht mehr geklÃ¤rt werden, ob der Sturz
durch ein Risiko verursacht wurde, gegen das die gesetzliche Unfallversicherung
Schutz gewÃ¤hre. Das BSG fordere jedoch den Nachweis, welches konkrete Ereignis
zu einem Sturz gefÃ¼hrt hÃ¤tte. Dieser sei hier nicht mÃ¶glich. Weitere
ErmittlungsmÃ¶glichkeiten stÃ¼nden nicht zur VerfÃ¼gung. Somit liege ein
Arbeitsunfall nicht vor.

Der Widerspruch der Verletzten wurde von der KlÃ¤gerin mit Widerspruchsbescheid
vom 31.1.2018 zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin weiter
aus, in der gesetzlichen Unfallversicherung mÃ¼ssten Tatsachen mit Gewissheit
bewiesen sein, d.h. das bei keinem vernÃ¼nftigen, die LebensverhÃ¤ltnisse klar
Ã¼berschauenden Menschen Zweifel bestÃ¼nden. Die KlÃ¤gerin verwies im
Widerspruchsbescheid erneut auf die Rechtsprechung des BSG zum Wegeunfall
("Studenten auf dem Bahnsteig" â�� Urteil vom 17.12.2015 â�� B 2 U 8/14 R) hin.

Die Verletzte legte kein weiteres Rechtsmittel ein.

Mit Schreiben vom 2.10.2017 meldete die KlÃ¤gerin einen Erstattungsanspruch
unter Wahrung der Ausschlussfrist des Â§ 111 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB
X) bei der Beklagten an.

Mit Schriftsatz vom 23.1.2019 hat die KlÃ¤gerin am 25.1.2019 Klage erhoben und
macht einen Erstattungsanspruch geltend. Zur BegrÃ¼ndung weist die KlÃ¤gerin
umfangreich darauf hin, dass die Verletzte sich an den Unfall selbst nicht erinnern
kÃ¶nnte und nicht mehr feststellbar sei, was sie zum Zeitpunkt des
wahrscheinlichen Sturzes genau gemacht hatte, sodass nicht mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit geklÃ¤rt werden kÃ¶nne, wie es zu der Verletzung
gekommen sei. Zeugen hÃ¤tte es nicht gegeben, eine besonders gefÃ¤hrliche
Beschaffenheit des Arbeitsplatzes an der Entstehung oder der Art und Schwere der
Verletzung wÃ¼rde nicht vorliegen.

Die KlÃ¤gerin hat sich ebenfalls auf die Bindungswirkung der bestandskrÃ¤ftigen
ablehnenden Entscheidungen gegenÃ¼ber der Verletzten berufen. Diese entfaltete
entsprechende Bindungswirkung gegenÃ¼ber der Beklagten. Die Ablehnung sei
nicht offensichtlich fehlerhaft, so dass die Beklagte die Entscheidung der KlÃ¤gerin
gegenÃ¼ber der Versicherten beachten mÃ¼sse. Ein Arbeitsunfall der Verletzten
sei nicht feststellbar, sodass der Erstattungsanspruch bestehen wÃ¼rde. Aus dem
BSG-Fall "Student auf dem Bahnsteig" ergebe sich, dass vorliegend eine versicherte
TÃ¤tigkeit nicht im Vollbeweis festgestellt werden kÃ¶nne.

Die KlÃ¤gerin beantragt nach ihrem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen,

die Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin die ihr aus Anlass des Ereignisses der
Verletzten vom 5.5.2017 entstandenen Kosten in HÃ¶he von 176.016,66 Euro, nach
MaÃ�gabe der fÃ¼r die Beklagte geltenden gesetzlichen Bestimmungen, zu
erstatten.
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Die Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich,

die Klage abzuweisen

und im Wege der Widerklage,

die Beklagte zu verurteilen, einen Betrag in HÃ¶he von 48,57 Euro zu erstatten.

Die Beklagte hat unter anderem darauf verweisen, dass eine Bindungswirkung der
Entscheidung gegenÃ¼ber der Verletzten nicht eingetreten sei.

Weiter hat die Beklagte umfangreich ausgefÃ¼hrt, dass der Erstattungsanspruch
der KlÃ¤gerin nicht bestehe, denn wenn ein Versicherter unter ungeklÃ¤rten
UmstÃ¤nden an seinem Arbeitsplatz verunglÃ¼cke, an dem er zuletzt betriebliche
Arbeit verrichtet hatte, so entfÃ¤llt der innere Zusammenhang zwischen der
Verrichtung des Versicherten zum Zeitpunkt des Unfallereignisses und der
versicherten TÃ¤tigkeit und damit der Versicherungsschutz nur dann, wenn
feststeht und bewiesen sei, dass er die versicherte TÃ¤tigkeit im Unfallzeitpunkt
durch eine eigenwirtschaftliche TÃ¤tigkeit unterbrochen hatte. Vorliegend sei die
Verletzte als Mesnerin tÃ¤tig gewesen, als sie in der Kirche auf dem Boden vor dem
Seitenaltar gefunden wurde. Neben ihr lag der Wischmopp. Daraus sei die
versicherte TÃ¤tigkeit als Unfallursache zu schlieÃ�en. Die Beklagte weist weiter
darauf hin, dass die von der KlÃ¤gerin zitierten Entscheidungen alle zur
Wegeunfallversicherung getroffen worden sind.

Das Gericht hat zur AufklÃ¤rung des Sachverhaltes die Verwaltungsakten der
KlÃ¤gerin und Beklagten beigezogen.

Am 18.9.2020 hat das Gericht die Sach- und Rechtslage mit den beteiligten
VersicherungstrÃ¤gern ausfÃ¼hrlich erÃ¶rtert.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des weitergehenden
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der
beigezogenen Verwaltungsakten Bezug genommen. Diese waren Gegenstand der
ErÃ¶rterung und Entscheidungsfindung der Kammer.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Kammer konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheiden, weil
die Beteiligten hierfÃ¼r ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt haben (vgl. Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).

Die Klage und die Widerklage sind als Leistungsklagen zulÃ¤ssig.

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet, denn die KlÃ¤gerin hat nicht als unzustÃ¤ndiger
LeistungstrÃ¤ger Sozialleistungen gegenÃ¼ber der Verletzten erbracht; die
Verletzte hat am 5.5.2017 einen Arbeitsunfall erlitten. Die Widerklage ist daher
begrÃ¼ndet.
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Als Anspruchsgrundlage fÃ¼r den jeweiligen Erstattungsanspruch der KlÃ¤gerin und
der Beklagten als WiderklÃ¤gerin kommt vorliegend allein Â§ 105 Abs. 1 Satz 1 SGB
X in Betracht. Danach gilt: Hat ein unzustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger
Sozialleistungen erbracht, ohne dass die Voraussetzungen des Â§ 102 Abs. 1 SGB X
vorliegen, so ist der zustÃ¤ndige oder zustÃ¤ndig gewesene LeistungstrÃ¤ger
erstattungspflichtig, soweit dieser nicht bereits selbst geleistet hat, bevor er von
der Leistung des anderen LeistungstrÃ¤gers Kenntnis erlangt hat. Die
Voraussetzungen des Â§ 102 Abs. 1 SGB X liegen nicht vor, denn weder die
KlÃ¤gerin noch die Beklagte haben vorlÃ¤ufigen Leistungen nach Â§ 43 SGB I
erbracht.

Die Beklagte ist als WiderklÃ¤gerin unzustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger fÃ¼r die ihr
entstandenen Kosten. Die Voraussetzungen des Â§ 11 Abs. 5 SGB V liegen vor und
die Ausschlussfrist des Â§ 111 SGB X ist durch die Schreiben und Bezifferung der
AnsprÃ¼che durch die WiderklÃ¤gerin gewahrt.

Die Verletzte hat am 5.5.2017 einen Arbeitsunfall erlitten.

Nach Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) sind
ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle von Versicherten infolge einer den Versicherungsschutz
nach Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit).
UnfÃ¤lle sind nach Satz 2 der Vorschrift zeitlich begrenzte, von auÃ�en auf den
KÃ¶rper einwirkende Ereignisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tod
fÃ¼hren. Daher muss eine Verrichtung des Verletzten vor dem fraglichen
Unfallereignis, das "infolge", also unter anderem nach dieser Verrichtung
eingetreten sein muss, den gesetzlichen Tatbestand einer versicherten TÃ¤tigkeit
erfÃ¼llt haben. Nur dies begrÃ¼ndet seine Versichertenstellung in und seinen
Versicherungsschutz aus der jeweiligen Versicherung. Diese (versicherte)
Verrichtung muss ein zeitlich begrenztes, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkendes
Ereignis (Unfallereignis), kurz gesagt: eine Einwirkung, objektiv und rechtlich
wesentlich verursacht haben (UnfallkausalitÃ¤t). Diese (versicherte) Einwirkung
muss einen Gesundheits-erstschaden oder den Tod des Versicherten objektiv (1.
KausalitÃ¤tsstufe) und rechtlich wesentlich (2. KausalitÃ¤tsstufe) verursacht haben
(haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) (vgl. BSG Urteil vom 24.7.2012, Az.: B 2 U
23/11 R, nach juris). Die versicherte TÃ¤tigkeit und die zum Unfall fÃ¼hrende
TÃ¤tigkeit â�� die Verrichtung zur Zeit des Unfallereignisses â�� mÃ¼ssen im Grad
des Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, feststehen.

Die Kammer stellt folgenden Sachverhalt fest und legt diesen der Entscheidung zu
Grunde: Am 5.5.2017 befand sich die Verletzte in der Pfarrkirche K. und sollte als
Urlaubsvertretung fÃ¼r den Mesner Reinigungsarbeiten durchfÃ¼hren. Sie wurden
mit den Reinigungsutensilien (Wischmopp und Eimer) neben dem Seitenaltar
sitzend gefunden und war verwirrt. Es stellte sich zeitnah im Krankenhaus heraus,
dass sie eine schwere SchÃ¤del-Hirn-verletzung erlitten hatte. Sie konnte sich an
das Unfallereignis und die weiteren VorgÃ¤nge nicht erinnern.

FÃ¼r die Kammer steht bei diesem Sachverhalt fest, dass die Unfallursache
(einwirkendes Ereignis â�� Sturz auf den Hinterkopf) und der dadurch erlittene
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Gesundheitsschaden, die versicherte TÃ¤tigkeit war. Das Unfallereignis ist infolge
der versicherten TÃ¤tigkeit eingetreten.

Zutreffend weist die KlÃ¤gerin daraufhin, dass die versicherte TÃ¤tigkeit im
Vollbeweis festzustellen ist. Die Feststellung einer Tatsache im Vollbeweises
bedeutet, dass diese mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit vorliegen
muss. Diese Voraussetzung ist erfÃ¼llt, wenn die Tatsache in so hohem MaÃ�e
wahrscheinlich ist, dass die UmstÃ¤nde des Einzelfalles nach vernÃ¼nftiger
AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des Verfahrens und nach der allgemeinen
Lebenserfahrung geeignet sind, die volle richterliche Ã�berzeugung zu begrÃ¼nden
(vgl. Â§ 128 SGG, BSGE 103, 99, 104).

Die Kammer ist nach WÃ¼rdigung der gesamten UmstÃ¤nde des vorliegenden
Einzelfalles zur vollen Ã�berzeugung gelangt, dass die Verletzte am 5.5.2017
infolge ihrer versicherten TÃ¤tigkeit als Mesnerin gestÃ¼rzt ist und sich infolge
dieses Sturzes eine schwere SchÃ¤del-Hirn-Verletzung zugezogen hat.

Zwar gab es fÃ¼r das Unfallereignis weder Zeugen, noch eine eigene Erinnerung
der Verletzten an das konkrete Sturzereignis, die das Unfallgeschehen im
tatsÃ¤chlichen Ablauf hÃ¤tten dokumentieren kÃ¶nnen, trotzdem ist die Kammer
vom Vorliegen der versicherten TÃ¤tigkeit als (wesentliche) Unfallursache
Ã¼berzeugt.

Dies ergibt sich aus den nachgewiesenen (Indiz-)Tatsachen, dass unmittelbar neben
der Verletzten die Reinigungsutensilien (Wischmopp und Eimer) gefunden wurden
und sie den konkreten â�� arbeitsvertraglichen â�� Auftrag zur Reinigung der
Kirche im Unfallbereich, nach dem morgendlichen Gebet, hatte. Eine versicherte
TÃ¤tigkeit liegt demnach im Vollbeweis vor. Andere Unfallursachen sind gerade
nicht nachgewiesen und mithin nicht â�� konkurrierend â�� zu berÃ¼cksichtigen.

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin sind die GrundsÃ¤tze bei der
BeweiswÃ¼rdigung (Beweiserleichterung) in den FÃ¤llen, in denen ein Versicherter
am konkreten Arbeitsplatz unter ungeklÃ¤rten UmstÃ¤nden verunglÃ¼ckt,
weiterhin anzuwenden. Nichts anderes ergibt sich aus der von der KlÃ¤gerin
zitierten aktuellen BSG-Rechtsprechung. Diese ist zum "Wegeunfall" ergangen und
berÃ¼cksichtigt ausschlieÃ�lich den gesetzlichen Schutzbereich des Â§ 8 Abs. 2
SGB VII, der sich erheblich vom Schutzbereich der BeschÃ¤ftigtenunfallversicherung
nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. SGB VII unterscheidet (vgl. hierzu aktuell Bultmann SGb 2020,
601-606).

Es kommt weiterhin auf die konkrete Handlungstendenz des VerunglÃ¼ckten zum
Zeitpunkt des Unfallereignisses an. Danach ergibt sich fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigtenunfallversicherung: Wenn ein BeschÃ¤ftigter allein an einem Ort
verunglÃ¼ckt, an dem er bis zum Unfallereignis eine versicherte TÃ¤tigkeit
verrichtet hatte, dass grundsÃ¤tzlich "alles" dafÃ¼rspricht, dass auch im
Unfallzeitpunkt seine Handlungstendenz auf die versicherte TÃ¤tigkeit gerichtet
gewesen ist. Insoweit muss der TrÃ¤ger der gesetzlichen Unfallversicherung â��
vorliegend die KlÃ¤gerin â�� (voll-)beweisen, dass die Verletzte zum Unfallzeitpunkt
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die versicherte TÃ¤tigkeit durch eine andere â�� eigenwirtschaftliche â��
Verrichtung unterbrochen hat, bzw. vorliegend, dass sich tatsÃ¤chlich eine
mÃ¶gliche innere Ursache (Schwindel etc.?) realisiert hat.

Die GrundsÃ¤tze der "Beweiserleichterungen" sind weiter anzuwenden. Diese
werden bei der gerichtlichen BeweiswÃ¼rdigung regelmÃ¤Ã�ig nur angewendet,
wenn ein Versicherter den rÃ¤umlichen Bereich seiner versicherten TÃ¤tigkeit nicht
verlÃ¤sst bzw. verlassen hat.

So liegt der Fall hier. Die Verletzte war als Mesnerin tÃ¤tig und wurde fÃ¼r
Reinigungsarbeiten eingesetzt. Sie wurde durch die SekretÃ¤rin der Pfarrgemeinde
unmittelbar in ihrem Arbeitsbereich mit den Arbeitsutensilien zum Reinigen verletzt
aufgefunden. FÃ¼r die Kammer bestehen keine ernsten Zweifel daran, dass sie eine
versicherte TÃ¤tigkeit verrichtet hat und infolge dieser gestÃ¼rzt ist und sich
dadurch die schwere SchÃ¤delverletzung zuzog. Der Nachweis einer unversicherten
Ursache ist durch die KlÃ¤gerin nicht erbracht und auch fÃ¼r die Kammer ist eine
solche unversicherte eigenwirtschaftliche (innere?) Ursache nicht ersichtlich bzw.
feststellbar.

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin ist keine Ã�nderung in der Rechtsprechung
des BSG zu sehen, wenn die KlÃ¤gerin auf das Urteil des BSG vom 17.12.2015 (B 2
U 8/14 R) hinweist. Das BSG hat in dieser Entscheidung zur
Wegeunfallversicherung, und damit konkret zum Schutzbereich des Â§ 8 Abs. 2 Nr.
1 SGB VII ausgefÃ¼hrt, dass nicht die bloÃ�e ZurÃ¼cklegung des Weges unter
Versicherungsschutz steht (Stichwort: Wegebann), sondern es mÃ¼sse eine
konkrete Wegegefahr festgestellt werden, die rechtlich wesentlich das
Unfallereignis verursacht hat. Im Fall des "Studenten auf dem Bahnsteig" konnte
eine solche Wegegefahr nicht festgestellt werden, so dass die Feststellung eines
Arbeitsunfalls â�� zutreffend â�� abgelehnt wurde.

Diese Rechtsprechung des BSG zur Wegeunfallversicherung ist nicht auf die
BeschÃ¤ftigtenunfallversicherung nach Â§ 8 Abs. 1 SGB VII in Verbindung mit Â§ 2
Abs. 1 Nr. 1 SGB VII Ã¼bertragbar. Insoweit verkennt die KlÃ¤gerin den konkreten
Schutzzweck der gesetzlichen Unfallversicherung bei BeschÃ¤ftigten. Die
gesetzliche Unfallversicherung wurde gerade fÃ¼r BeschÃ¤ftigte begrÃ¼ndet und
eingefÃ¼hrt, damit diese insbesondere vor Gefahren am Arbeitsplatz â�� aus/bei
der versicherten TÃ¤tigkeit â�� geschÃ¼tzt sind. Insoweit unterscheiden sich die
Schutzbereiche der Wegeunfallversicherung und der
BeschÃ¤ftigtenunfallversicherung in wesentlichen Punkten. Nach Auffassung der
KlÃ¤gerin wÃ¤re jeder BeschÃ¤ftigte, der bei seiner versicherten TÃ¤tigkeit alleine
tÃ¤tig sein muss, einem erhÃ¶hten Risiko ausgesetzt, dass er keinen Arbeitsunfall
erleidet, wenn es keine Zeugen fÃ¼r ein Unfallereignis gibt bzw. sich der
Versicherte selbst nicht mehr an den konkreten Unfallhergang erinnern kann. Dies
wÃ¼rde gerade bei schweren SchÃ¤del-Hirn-Verletzungen zum Verlust des
Versicherungsschutzes fÃ¼hren und dem Schutzzweck der
BeschÃ¤ftigtenversicherung widersprechen.

Ein allein tÃ¤tiger BeschÃ¤ftigter mÃ¼sste den Nachweis fÃ¼hren, unter welchen
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konkreten UmstÃ¤nden er an seinem Arbeitsplatz verunfallt ist, dass sich ggf. eine
Betriebsgefahr realisiert hat oder gegebenenfalls ein Verschulden des Arbeitgebers
vorlag, obwohl er hierzu â�� verletzungsbedingt â�� nicht in der Lage sein kÃ¶nnte.
Dies waren u.a. die ErwÃ¤gungen, warum die "gesetzliche Unfallversicherung"
durch die AblÃ¶sung der Unternehmerhaftung 1884 (nach der kaiserlichen
Botschaft vom 17.11.1881) Ã¼berhaupt eingefÃ¼hrt wurde. Insoweit gelten die
Erleichterungen der BeweisfÃ¼hrung fÃ¼r die Versicherten fort.

In der Wegeunfallversicherung ist dies anders. Die Kammer schlieÃ�t sich
ausdrÃ¼cklich der Rechtsprechung des BSG zur Auslegung des Schutzbereiches der
Wegeunfallversicherung an, dass eine konkrete Wegegefahr festgestellt werden
muss, damit der Versicherungsschutz und ein Arbeitsunfall â�� als Wegeunfall â��
positiv festgestellt werden kann.

Die Kammer weist darauf hin, dass die Aussage des BSG, es gebe keinen
Betriebsbann beim Versicherungsschutz, richtig und zutreffend ist; auÃ�er in der
Seeschifffahrt (vgl. Â§ 10 SGB VII). Ein "Betriebsbann" wÃ¼rde vorliegen, wenn sich
ein Versicherter nur im Betrieb "aufhalten" wÃ¼rde. Versicherungsschutz im Sinne
eines Betriebsbannes wÃ¼rde beispielsweise bedeuten, dass auch jede
eigenwirtschaftliche Handlung im Betrieb unter Versicherungsschutz stehen
wÃ¼rde â�� die Verrichtung der Notdurft in der Toilette im Betrieb, jede private
TÃ¤tigkeit am Arbeitsplatz usw. Ein solches Verhalten begrÃ¼ndet aber gerade
keinen Versicherungsschutz, denn der bloÃ�e Aufenthalt im Betrieb ist nach den
GrundsÃ¤tzen der gesetzlichen Unfallversicherung gerade nicht versichert (vgl. BSG
Urteil vom 15.5.2012 â�� B 2 U 8/11 R â�� Arbeitgeberbescheinigung wÃ¤hrend der
Freistellungphase in der Altersteilzeit). Dieses ist mit dem Ausdruck des BSG, "es
gebe keinen Betriebsbann" gemeint.

Bei einem Unfall aus ungeklÃ¤rter Ursache am konkreten Arbeitsplatz eines
BeschÃ¤ftigten kommen diese GrundsÃ¤tze zum sogenannten Betriebsbann gerade
nicht zum Tragen bzw. sind "rechtlich" der falsche Ansatz. Insoweit ist in der
BeschÃ¤ftigtenversicherung maÃ�geblich, dass die TÃ¤tigkeit des Versicherten
zumindest eine objektiv beobachtbare Verrichtung ist, die dazu ansetzt und darauf
gerichtet ist, eine eigene objektiv bestehende Haupt- oder Nebenpflicht aus seinem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zu erfÃ¼llen. Dazu ist es regelmÃ¤Ã�ig erforderlich,
dass er sich zumindest am Arbeitsplatz aufgehalten hat, um die Handlungstendenz
der versicherten TÃ¤tigkeit bestimmen zu kÃ¶nnen. In solchen FÃ¤llen sprechen die
objektiven UmstÃ¤nde dafÃ¼r, dass der Versicherte infolge seiner versicherten
TÃ¤tigkeit und mit der entsprechenden Handlungstendenz ein Unfallereignis erlitten
hat. Dies ist ein wesentlicher Schutzzweck und die Aufgabe der gesetzlichen
Unfallversicherung, solche UnfÃ¤lle zu entschÃ¤digen. Hierbei spielt es keine Rolle,
ob der "allein tÃ¤tige" Versicherte aus Ungeschicklichkeit, aus Versehen Ã¼ber eine
Stufe oder Ã¼ber die eigenen FÃ¼Ã�e gestolpert oder sogar tÃ¶dlich
verunglÃ¼ckt, auch wenn es keine Zeugen fÃ¼r das Unfallereignis und die
versicherte TÃ¤tigkeit gibt.

Der UnfallversicherungstrÃ¤ger kann nur einwenden, dass ein Arbeitsunfall nicht
vorliegt, wenn eine eigenwirtschaftliche TÃ¤tigkeit oder unversicherte Ursachen,

                               8 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/10.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%202%20U%208/11%20R


 

wie beispielsweise die konkrete Realisierung einer inneren Ursache, als Tatsache
nachgewiesen ist. Der UnfallversicherungstrÃ¤ger trÃ¤gt fÃ¼r solche
konkurrierenden Ursachen die Nachweispflicht.

Die Kammer weist ausdrÃ¼cklich darauf hin, dass diese Rechtsprechung, des BSG,
sich durch die Konkretisierungen in der Wegeunfall-Rechtsprechung nicht
geÃ¤ndert hat. Es sind auch keine Tendenzen in den aktuellen Entscheidungen des
BSG erkennbar, hier eine quasi Beweislastumkehr zulasten der Versicherten fÃ¼r
die BeschÃ¤ftigtenunfallversicherung zu begrÃ¼nden. Insoweit weist die Kammer
auch darauf hin, dass das BSG ausdrÃ¼cklich kenntlich macht, wenn es eine
Ã�nderung in der Rechtsprechung vornimmt. In diesem Zusammenhang scheinen
die AusfÃ¼hrungen von Wagner unter Punkt 43.1 im Juris-PK nicht gÃ¤nzlich
nachvollziehbar bzw. vorschnell gemacht, wenn er die Rechtsprechung des BSG zur
Wegeunfallversicherung etwas unkritisch direkt auf die BeschÃ¤ftigtenversicherung
Ã¼bertragen mÃ¶chte.

Nach alledem hat die Verletzte am 5.5.2017 einen Arbeitsunfall erlitten, sodass die
Klage erfolglos und die Widerklage in der HÃ¶he erfolgreich ist.

Die AnsprÃ¼che sind nicht nach Â§ 111 SGB X ausgeschlossen (Klage und
Widerklage).

AbschlieÃ�end weist die Kammer darauf hin, dass die ablehnenden Bescheide der
KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber der Versicherten keine Bindungswirkung in Bezug auf die
Beklagte entfalten. Ein Erstattungsanspruch nach Â§ 105 SGB X ist ein
eigenstÃ¤ndiger Anspruch und besteht losgelÃ¶st vom RechtsverhÃ¤ltnis zwischen
der KlÃ¤gerin und der Verletzten.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. den Â§Â§ 154
Abs. 1, 162 Abs. 3 der Verwaltungsgerichtordnung.

Die Streitwertfestsetzung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. den Â§ 63 Abs.
2, Â§ 52 Abs. 3 und Â§ 47 Abs. 1 des Gerichtskostengesetzes. Die HÃ¶he ergibt sich
aus den Interessen der Beteiligten.

Erstellt am: 29.10.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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